
  

 

 

Der rechtliche Schutz von Bäumen und  
Hecken im Siedlungsbereich,  

Teil 2: Nachbarrecht 

Von Ref. jur. Andreas Lukas und Dipl. Ing. 

Melanie Rohlmann 

1. Einleitung  

Das Recht zum Schutz von Gehölzen im Sied-
lungsbereich („Baumschutzrecht“) setzt sich 
zusammen aus Bereichen des öffentlichen 
Bau- und Naturschutzrechts (Teil 1)1 sowie 
ferner auch aus dem privaten Nachbarrecht 
(Teil 2), bei dem auch die Verkehrssicherungs-
pflichten eine Rolle spielen.2 
 
Der vorliegende Teil 2 widmet sich dem Ge-
hölzschutz als Konfliktfeld zwischen Nachbarn. 
Eingangs hingewiesen sei darauf, dass die 
Themen baurechtliche Bepflanzungsvorgaben 
und naturschutzrechtliche Baumschutzsatzung 
sowie die Frage, wann Gehölze geschnitten 
werden dürfen, bereits in Teil 1 behandelt wor-
den sind. Diese öffentlich-rechtlichen Vorgaben 
binden auch die privaten Eigentümer und Mie-
ter von Hausgrundstücken und gehen den im 
Folgenden behandelten nachbarrechtlichen 
Regeln vor (vgl. z.B. § 45 Hessisches Nach-
barrechtsgesetz (HNRG) oder § 1 Abs. 2 Lan-
desnachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz 
(LNRG RP)). Fragt sich also der Naturliebha-
ber, ob er eine Pflanze in der Nähe der Grund-
stücksgrenze auf Verlangen des Nachbarn 
entfernen muss, dann gilt es zuerst zu prüfen, 
ob Pflanzvorschriften im Bebauungsplan bzw. 
eine Baumschutzsatzung oder artenschutz-
rechtliche Verbote bestehen (siehe hierzu ins-
gesamt Teil 1 des Aufsatzes).  
 
2. Kein Beseitigungsanspruch bei Verjäh-
rung 

Dem Pflanzenfreund kommen auch die Verjäh-
rungsregeln zu Hilfe: Werden vorgeschriebene 
Abstandsflächen nicht eingehalten, so steht 
dem Nachbarn dann kein Beseitigungsan-
spruch zu, wenn dieser Anspruch verjährt ist, 

                                                
1
 Teil 1 „Öffentliches Recht“ ist erschienen im vorange-

gangenen Recht der Natur-Schnellbrief Nr. 170 (Janu-

ar/Februar 2012), S. 2 ff. 
2
 Vgl. zu diesem Kapitel das Recht der Natur-Sonderheft 

Nr. 64 von Bettina Schmidt, Konflikte zwischen Nach-

barn, 5. Auflage 2005.  

was in Hessen nach drei Jahren (§ 43 Abs. 2 
HNRG) in der Regel nach fünf Jahren (z.B.  § 
51 Abs. 3 LNRG RP) der Fall ist. Derjenige, 
der sich auf die Verjährung beruft, also meist 
der Naturschützer, muss auch beweisen, dass 
die Frist abgelaufen ist. Deshalb empfiehlt es 
sich die Rechnung vom Pflanzenkauf für viele 
Jahre gut aufzubewahren. Bei wildgewachse-
nen Gehölzen läuft die Verjährungsfrist ab dem 
Zeitpunkt des Austritts aus dem Boden – eine 
Regel, die dem Naturgärtner entgegen kommt, 
weil gerade wildgewachsene Bäume vom 
Nachbarn meist erst dann als störend empfun-
den werden, wenn diese älter als fünf Jahre 
sind. Ein vom Gericht beauftragter Gutachter 
wird dann feststellen, dass die Pflanze älter ist. 
 
3. Grenzabstände von Bäumen und Sträu-
chern 

Aufgrund der häufigen Konflikte zwischen 
Grundstücksnachbarn wegen Grenzabständen 
von Gehölzen treffen die Landesnachbarge-
setzes zu diesem Punkt differenzierte Rege-
lungen, vgl. z.B. 

 § 16 Gesetz über das Nachbarrecht 

Baden-Württemberg (NRG BW), 

 § 38 HNRG, 

 § 44 LNRG RP. 

Hinsichtlich des Grenzabstandes unterschei-
den die Landesregelungen oftmals zwischen: 

 Allee- und Parkbäumen, 

 Obstbäumen, 

 (Zier-)Sträuchern und 

 Beerenobsträuchern  

 
a) Allee- und Parkbäume als Grenzbäume 

Alle- und Parkbäumen werden in den Landes-
nachbargesetzen meist nach der Wuchsstärke 
eingeteilt.  

Da wären zum einen die „sehr stark wachsen-
den“ bzw. die „großwüchsigen“ Bäume. Zu 
dieser Gruppe zählen in der Regel folgende 
Baumarten resp. Gattungen: Ahorne, Linden, 
Pappeln, Platanen, Rosskastanien, Rotbuchen 
und Stieleichen. Beim Feldahorn, der im All-
gemeinen als großer Strauch auftritt, kommt es 
darauf an ob das Landesnachbargesetz alle 
Ahorne zu dieser Gruppe der Großgehölze 
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zählt (z.B. BW) oder nicht (z.B. RLP). Ähnlich 
problematisch ist die Einordnung der als 
Grenzpflanze beliebten immergrünen (Sicht-
schutz) Europäischen Eibe, die als Strauch 
und Baum auftritt, ohne dass man hier bei Ein-
zelgewächsen manchmal wegen der charakte-
ristischen Mehrstämmigkeit, der Wurzelschöss-
linge, den wurzelnden bodennahen Ästen und 
der Triebstämmlinge eine sinnvolle Abgren-
zung vornehmen kann. Deshalb wird man die 
einzelne Pflanze sinnvollerweise im Zweifel zu 
den starkwüchsigen Bäumen zählen, zumal 
dies nach dem Wortlaut einiger Landesgesetze 
vorgegeben ist z.B. § 38 Abs. 1 Nr. 1 a) 
HNRG. Die einzuhaltenden Grenzabstände für 
solche sehr stark wachsenden Arten sind je 
nach Bundesland recht unterschiedlich: 4 m 
Abstand zum Nachbargrundstück verlangt das 
HNRG, 8 m das NRG BW. 
 
Bei den nur „stark wachsenden“/„mittelgroßen“ 
Arten gilt ein Abstand von z.B. 4 m in Baden-
Württemberg bzw. 2 m in Hessen und Rhein-
land-Pfalz. Zu ihnen zählen meist u.a. Exemp-
lare der Gattungen Birken, Erlen und Robinien. 
Auch die zierenden Obstgehölze der Gattung 
Sorbus fallen darunter, wie Mehlbeere, Vogel-
beere/Eberesche, Elsbeere, Vogelkirsche oder 
die Traubenkirsche. 
 
Gemessen wird der Abstand von der Mitte des 
Baumstammes bis zur Grenzlinie des Grund-
stücks. 
 
b) Sträucher 

Die Nachbargesetze von Hessen und Rhein-
land-Pfalz differenzieren auch bei den Sträu-
chern hinsichtlich der Wuchsstärke. Für die 
starkwüchsigen Ziersträucher (z.B. Haselnuss, 
Flieder, Liguster, Weißdorn, Holunder) und 
Brombeersträucher gilt ein Grenzabstand von 
mindestens 1 m. Alle übrigen Sträucher müs-
sen nur 0,5 m von der Grenze entfernt liegen. 
Letzterer Abstand gilt in Baden-Württemberg 
für alle Sträucher, die eine Höhe von 1,80 m 
nicht überschreiten. Größere Sträucher bis 4 m 
Höhe müssen 2 m Abstand zum Nachbar-
grundstück einhalten.  
 
Für die (immergrünen, z.T. frostbeständigen 
und damit als Gartenstrauch recht beliebten) 
Bambusgräser gelten wegen ihrer hölzernen 
Stämme auch die Nachbarvorschriften für 

Sträucher.3 Gemessen wird der Abstand von 
der Mitte des Strauches bis zur Grenzlinie.  
 
c) Sonderfall Hecken  

Für Hecken gelten besondere Abstandsregeln. 
Als eine Hecke gilt eine Gruppe gleichartig 
wachsender Gehölze, die in langer und schma-
ler Erstreckung aneinander gereiht sind, wobei 
die Gehölze in einer solchen Dichte zueinander 
gesetzt werden müssen, dass sie den Eindruck 
einer geschlossenen Wand vermitteln.4 Die 
Abstandsregelungen in den Nachbargesetzen 
der Bundesländer für Hecken sind recht diffe-
renziert. Z.B. regelt § 45 des LNRG RP: 

 Hecken bis zu 1 m Höhe müssen einen 
Abstand von 0,25 m, 

 Hecken bis zu 1,5 m Höhe müssen ei-
nen Abstand von 0,5 m und 

 Hecken bis zu 2 m Höhe müssen einen 
Abstand von 0,75 m 

bis zur Grundstücksgrenze einhalten. Hecken 
über 2 m Höhe müssen einen um das Maß der 
Mehrhöhe größeren Abstand als 0,75 m einhal-
ten.5  

Ähnlich sind die Landesregelungen jedoch 
dahingehend, dass der Nachbar den Rück-
schnitt verlangen kann, wenn die Hecke zu 
hoch gewachsen ist – aber nur dann, wenn er 
dies binnen fünf Jahren geltend macht (in Hes-
sen nur drei Jahre). Ansonsten ist dieser An-
spruch verjährt (vgl. z.B. § 51 Abs. 3 und 4 
LNRG RP). Außerdem muss das Verlangen 
des Nachbarn zum Zurückschneiden wegen § 
39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Bundesnaturschutzge-
setz nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. 
Februar erfüllt werden. 
 
3. Verkehrssicherungspflichten 

Mit der Verkehrssicherungspflicht an Bäumen 
zum Schutz der Grundstücksnachbarn be-
schäftigt sich ein neueres Urteil des Landge-

                                                
3
 Vgl. z.B. AG Schwetzingen, Urt. vom 19.04.2000 – 51 

C 39/00. 
4
 Schlick/Hülbusch, Nachbarrecht Rheinland-Pfalz, 5. 

Aufl. 2010, S. 60. 
5
 Hinzukommt in Rheinland-Pfalz die Regelung, dass bei 

Hecken, die bereits im August 2003 den vorgeschriebe-

nen Grenzabstand nicht eingehalten haben, bis zu der 

damals erreichten Höhe zu dulden sind, wenn ihr Grenz-

abstand bis zu diesem Tage rechtmäßig war. 
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richts Göttingen.6 Danach trifft den Grund-
stückseigentümer zwar die Verpflichtung, im 
Rahmen des Zumutbaren Gefahren, die von 
den Bäumen auf seinem Grundstück auf das 
des Nachbarn einwirken können, durch Kon-
trollen abzuwehren. Aber diese Gefahrenab-
wehrpflicht fällt geringer aus als die gesteigerte 
Sorgfaltspflicht eines Eigentümers eines 
Grundstückes mit Bäumen, die zur Straße hin 
stehen. Konkret heißt es im Urteil:  
„Je näher der Baum an einer Grundstücks-
grenze steht, je größer und älter er ist und je 
stärker er durch Krankheiten, Umwelteinflüsse 
etc. geschädigt ist, desto höher ist die von ihm 
für das Nachbargrundstück ausgehende poten-
tielle Gefahr einzuschätzen, wobei deren In-
tensität ferner auch von den Rechtsgütern ab-
hängt, ob die von dem Nachbargrundstück im 
konkreten Fall typischerweise geschädigt wer-
den können.“ 
 
Bei gesunden Bäumen notwendig und zumut-
bar sind regelmäßige Sichtkontrollen der Bäu-
me durch einen Fachmann. Fällt dann z.B. bei 
einem Sturm ein Stämmling auf das Nachbar-
grundstück, so entzieht man sich der Haftung 
aufgrund Verletzung der Verkehrssicherungs-
pflicht.  
 
Deshalb: Keine Angst vor Baumschäden, son-
dern Mut zum Baumpflanzen! 
  
 

Windenergieanlagen verändern das Land-
schaftsbild, verunstalten sie es auch? 

Von Halime Serbes und Melanie Rohlmann 
 
Einleitung 

Nach Befragungen der Bürger, seien es nun 
Einwohner in Sachsen oder Hessen oder Ur-
lauber  an der Nord- und Ostsee  - also durch-
schnittliche Betrachter -,  sehen jene in der 
Regel keine erheblichen Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes durch Windenergiean-
lagen (WEA), sie fühlen sich durch diese nicht 
bedeutend gestört (nach G. Ratzbor7). 
 

                                                
6
 LG Göttingen, Urt. Vom 22.02.2206 – 4 S 69/04, NuR 

2007, S. 779 f. 
7
 G. Ratzbor, Windenergieanlagen und Landschaftsbild, 

Zur Auswirkung von Windrädern auf das Landschafts-

bild, Stand 28. März 2011 

Die Fachmeinung, eine WEA regelmäßig als 
erhebliche Beeinträchtigung des Landschafts-
bildes zu bewerten, ist grundsätzlich falsch. 
WEA sind zwar hochmoderne technische 
Bauwerke, die aufgrund ihrer Eigenart und ih-
rer Orientierung zur Horizontlinie im besonde-
ren Maße Aufmerksamkeit erheischen. Aber 
nur Landschaftsräume deren Eigenart vor al-
lem in einer hohen Naturnähe begründet liegt 
bzw. z. B. als historische oder harmonische 
Kulturlandschaft die Proportionen der vorin-
dustriellen Landnutzung wiedergeben, werden 
durch WEA überprägt und damit zerstört, ver-
unstaltet oder erheblich beeinträchtigt. Anders  
ist es in der technisch geprägten modernen 
Kulturlandschaft, der Urbanlandschaft oder der 
Industrielandschaft. Dort  - in den häufigsten 
Landschaftstypen Deutschlands - sind WEA 
weitere technische Elemente, die sich in ein 
Gesamtbild einfügen (nach G.Ratzbor). 
 
Doch wie sieht die Rechtslage aus? 

Das Landschaftsbild 

Die Bewertung des Landschaftsbildes und sei-
ner Veränderungen ist eine Fachdisziplin in-
nerhalb  der Umweltplanung und immer ein 
Versuch der Objektivierung von subjektiven 
Einschätzungen.   
 
Was wir als Landschaft oder als Landschafts-
bild bezeichnen, entsteht in unseren Köpfen, 
ausgehend von objektiven, in einem Raum real 
vorhandenen Gegebenheiten, in einer Kombi-
nation aus Wahrnehmung und Bewertung (vgl. 
auch NOHL 1991).  
 
Die europäische Landschaftkonvention (ELC, 
2000) definiert im Art. 1a 'Landschaft' als "ein 
vom Menschen als solches  wahrgenommenes 
Gebiet, dessen Charakter das Ergebnis des 
Wirkens und Zusammenwirkens natürlicher 
und /oder anthropogener Faktoren ist". 
Im § 1 des Bundesnaturschutzgesetzes wie 
auch im § 1 (5) Baugesetzbuch wird das Land-
schaftsbild als eines der Güter beschrieben, an 
deren Erhalt und Entwicklung ein besonderes 
öffentliches Interesse besteht.  
 
Im Bundesnaturschutzgesetz wird nicht direkt 
vom Landschaftsbild gesprochen, sondern es 
wird mit Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft um- bzw.  beschrieben  
(nach G. Ratzbor). Ausweislich der Gesetzes-


